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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird der Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts 

Hildesheim vom 28. Februar 2024 aufgehoben.
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Die Sache wird an das Sozialgericht Hildesheim zurÃ¼ckverwiesen.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Der am 14. Juni 1961 geborene KlÃ¤ger begehrt die GewÃ¤hrung einer
Erwerbsminderungsrente, wobei ihm die Beklagte im Berufungsverfahren mit
Bescheid vom 10. April 2024 eine Altersrente fÃ¼r schwerbehinderte Menschen mit
Wirkung zum 1. Juni 2024 zuerkannt hat. Der anfÃ¤ngliche monatliche Zahlbetrag
dieser Rente belÃ¤uft sich auf 1.977,72 â�¬.

Der KlÃ¤ger hat 1989 den Meisterbrief als geprÃ¼fter Polier im Tiefbau erworben.
Vom 29. Juni bis 3. August 2021 gewÃ¤hrte ihm die Beklagte ein stationÃ¤res
Heilverfahren im Klinikum H. (I. -Klinik II). 

Ausgehend insbesondere von den Diagnosen einer rezidivierenden depressiven
StÃ¶rung mit gegenwÃ¤rtig mittelgradiger Episode, einer chronischen
SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren, einer somatoformen
autonomen FunktionsstÃ¶rung im Bereich des oberen Verdauungssystems, einer
Lumboischialgie, einer Zervikalneuralgie, einer Schlafapnoe sowie einer essentiellen
Hypertonie gelangten die RehabilitationsÃ¤rzte zu der EinschÃ¤tzung eines sechs-
und mehrstÃ¼ndigen LeistungsvermÃ¶gens fÃ¼r leichte bis mittelschwere
TÃ¤tigkeiten in wechselnder KÃ¶rperhaltung; eine weitere TÃ¤tigkeit als Polier im
Tiefbau kÃ¶nne der KlÃ¤ger hingegen nicht einmal mehr dreistÃ¼ndig verrichten.

Es wurden eine fachÃ¤rztliche orthopÃ¤dische Behandlung im Hinblick auf die
RÃ¼ckenbeschwerden und zudem â��dringendâ�� eine ambulante
psychotherapeutische Behandlung empfohlen.

Im August 2021 beantragte der KlÃ¤ger die Bewilligung einer
Erwerbsminderungsrente. Diesen Antrag lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 21.
Oktober 2021 unter Hinweis auf ein fortbestehendes sechsstÃ¼ndiges
LeistungsvermÃ¶gen ab.

Im Widerspruchsverfahren holte die Beklagte ein Gutachten des Chirurgen und
Sozialmediziners Dr. J. vom 5. Mai 2022 ein. Der nach EinschÃ¤tzung des
Gutachters stark Ã¼bergewichtige (133 kg bei einer KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e von 180 cm,
entsprechend einem BMI von 41) und stark vorgealtert wirkende KlÃ¤ger berichtete
von Arbeitsplatzkonflikten mit KrÃ¤nkungserlebnissen im Rahmen einer als Mobbing
empfundenen Gesamtsituation. Seine pflegebedÃ¼rftige Mutter habe er wegen
Altersgebrechlichkeit (Pflegestufe 3) in den gemeinsamen Haushalt mit seiner
Partnerin aufgenommen. Wegen seiner SchlafstÃ¶rungen sei er tagsÃ¼ber oft
mÃ¼de und mÃ¼sse sich hinlegen. Im Sechsminutengehtest legte er 250 m ohne
lastadÃ¤quate Pulsschlagbeschleunigung zurÃ¼ck.

Der Gutachter gelangte zu der EinschÃ¤tzung, dass ambulante
BehandlungsmÃ¶glichkeiten bislang nicht ausgeschÃ¶pft seien. Innerlich habe sich
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der KlÃ¤ger nach seinem DafÃ¼rhalten vom Erwerbsleben verabschiedet. Aus
medizinischer Sicht kÃ¶nne der KlÃ¤ger aber noch bis zu gelegentlich
mittelschwere GanztagstÃ¤tigkeiten verrichten, soweit erhÃ¶hte Anforderungen an
das Anpassungs- und UmstellungsvermÃ¶gen sowie Nachtarbeiten vermieden
wÃ¼rden. Eine weitere TÃ¤tigkeit als kÃ¶rperlich mitarbeitender
StraÃ�enbaumeister komme nicht mehr in Betracht.

Daraufhin wies die Beklagte den Widerspruch des KlÃ¤gers mit Bescheid vom 20.
September 2022 zurÃ¼ck.

Dagegen richtet sich die im Namen des KlÃ¤gers vom Sozialverband Deutschland
auf dem Postweg am 30. September 2022 erhobene Klage. Der Sozialverband
zÃ¤hlt zu den Vereinigungen im Sinne des Â§ 73 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 SGG, deren
satzungsgemÃ¤Ã�e Aufgaben die gemeinschaftliche Interessenvertretung, die
Beratung und Vertretung der LeistungsempfÃ¤nger nach dem Sozialen
EntschÃ¤digungsrecht oder der Menschen mit Behinderungen wesentlich umfassen
und die unter BerÃ¼cksichtigung von Art und Umfang ihrer TÃ¤tigkeit sowie ihres
Mitgliederkreises die GewÃ¤hr fÃ¼r eine sachkundige Prozessvertretung bieten, der
KlÃ¤ger ist Mitglied dieses Verbandes.

Unterzeichnet war die Klageschrift von der beim Sozialverband angestellten
SyndikusrechtsanwÃ¤ltin K..

Mit der EingangsverfÃ¼gung vom 5. Oktober 2022 teilte die Vorsitzende der
zustÃ¤ndigen 41.Â Kammer des Sozialgerichts dem Sozialverband mit, dass um
BegrÃ¼ndung der Klage innerhalb von zwei Monaten nach Akteneinsicht gebeten
werde. In der Folgezeit hat das Sozialgericht von den behandelnden Ã�rzten
Befundberichte zur AbklÃ¤rung des dort erfassten Gesundheitszustandes des
KlÃ¤gers eingeholt. Diese Berichte wurden den Beteiligten mit VerfÃ¼gung der
Kammervorsitzenden vom 8. September 2023 zur Stellungnahme Ã¼bermittelt.

Erst mit VerfÃ¼gung vom 15. November 2023 Ã¤uÃ�erte die Kammervorsitzende
anknÃ¼pfend an das Urteil des BAG vom 23. Mai 2023 â�� 10 AZB 18/22 â��
Bedenken hinsichtlich der formgerechten Erhebung der Klage und wies zur
ErlÃ¤uterung insbesondere auf die Vorgaben des Â§ 65d SGG hin, wonach
RechtsanwÃ¤lte unter Einschluss auch der SyndikusrechtsanwÃ¤lte schriftliche
AntrÃ¤ge und vorbereitende SchriftsÃ¤tze als elektronische Dokumente
einzureichen hÃ¤tten. 

DemgegenÃ¼ber berief sich der Sozialverband auf die Entscheidung des
Gesetzgebers, VerbÃ¤nde im Sinne des Â§ 73 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 SGG erst mit
Wirkung von 2026 an der Pflicht zur Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs zu
unterwerfen. Bei dieser Ausgangslage kÃ¶nne der vom Sozialgericht
herangezogenen Entscheidung des BAG nur Wirkung fÃ¼r die Zukunft zukommen.

Mit Gerichtsbescheid vom 28. Februar 2024 hat das Sozialgericht die Klage als
unzulÃ¤ssig abgewiesen. Diese sei nicht formgerecht erhoben worden, da die den
KlÃ¤ger vertretende SyndikusrechtsanwÃ¤ltin nicht den Formvorgaben des Â§ 65d
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SGG Rechnung getragen habe. Die Vorgaben des Â§ 65d SGG wÃ¤ren von der
tÃ¤tig gewordenen SyndikusrechtsanwÃ¤ltin ungeachtet dessen zu beachten
gewesen, dass der vom KlÃ¤ger bevollmÃ¤chtigte Verband bislang nicht der Pflicht
zur Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs unterliege.

Von der tÃ¤tig gewordenen SyndikusanwÃ¤ltin sei auch bereits im Jahr 2022 zu
erwarten gewesen, dass sie aufgrund der vorausgegangenen Einrichtung eines
besonderen elektronischen Anwaltspostfachs (beA) dahingehend
â��sensibilisiertâ�� gewesen sei, dieses im Rechtsverkehr mit den Gerichten auch
zu nutzen. Bei Zweifel Ã¼ber das Bestehen einer WahlmÃ¶glichkeit aufgrund ihrer
TÃ¤tigkeit bei einem Verband hÃ¤tte sie den sichersten Weg wÃ¤hlen mÃ¼ssen.

Mit der am 8. MÃ¤rz 2024 eingelegten Berufung macht der ihn vertretene
Sozialverband geltend, dass er von Seiten der Vorsitzenden der 41. Kammer
erstmalig Ende Oktober 2023 auf Bedenken hinsichtlich der Formgerechtigkeit einer
auf dem Postweg oder per Telefax Ã¼bermittelten von einer
SyndikusrechtsanwÃ¤ltin (bzw. einem Syndikusrechtsanwalt) unterzeichneten
Klageschrift hingewiesen worden sei. Zuvor habe es erstmalig im Juni 2023 in einem
anderen Verfahren einen entsprechenden Hinweis von der dafÃ¼r zustÃ¤ndigen 29.
Kammer des Sozialgerichts gegeben.

Der KlÃ¤ger hat ergÃ¤nzend im Schriftsatz vom 30. Mai 2024 zum Fortgang der
neurochirurgischen und psychotherapeutischen Behandlung vorgetragen. Er
kÃ¶nne nicht nachvollziehen, weshalb das Sozialgericht nicht bereits zu einem
frÃ¼heren Zeitpunkt auf die in dem angefochtenen Gerichtsbescheid geltend
gemachten formalen MÃ¤ngel der Klageerhebung hingewiesen habe, zumal der
auch von seiner Seite bevollmÃ¤chtigte Verband jÃ¤hrlich mehrere hundert KlÃ¤ger
vor dem dortigen Sozialgericht vertrete.

Der KlÃ¤ger beantragt,

1. den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hildesheim vom 28. Februar 2024
und den Bescheid der Beklagten vom 21. Oktober 2021 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 20. September 2020 aufzuheben,

2. die Beklagte zur GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller, hilfsweise wegen
teilweiser Erwerbsminderung ab August 2021 unter Anrechnung der ab 1.
Juni 2024 zuerkannten Altersrente zu verpflichten,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  hilfsweise,

Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Sache an das Sozialgericht Hildesheim
zurÃ¼ckzuverweisen.

Die Beklagte weist darauf hin, dass der Sachverhalt in medizinischer Hinsicht noch
nicht abschlieÃ�end ermittelt worden sei.

Ausweislich einer Proberentenberechnung der Beklagten vom 4. Juni 2024 wÃ¼rde
sich der monatliche Zahlbetrag einer Rente wegen voller Erwerbsminderung
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ausgehend von einem Leistungsfall am 24. Februar 2023 auf 2.249,70 â�¬
belaufen. 

Mit VerfÃ¼gung vom 25. MÃ¤rz 2024 hat der Senat unter Verweis auf die
Rechtsprechung des BVerfG zu den Geboten des fairen Verfahrens und der
gegenseitigen RÃ¼cksichtnahme im VerhÃ¤ltnis zwischen Gericht und den
Verfahrensbeteiligten und des daran anknÃ¼pfenden Verbotes, im
Wiedereinsetzungsverfahren aus dem Gericht zuzurechnenden VersÃ¤umnissen
Verfahrensnachteile abzuleiten (vgl. etwa BVerfG, B.v. 26. April 1988Â â�� 1 BvR
669/87Â â��, BVerfGE 78, 123 und B.v. 17. Januar 2006Â â�� 1 BvR 2558/05Â â��, 
BVerfGK 7, 198), die Vorsitzende der 41. Kammer des Sozialgerichts Hildesheim um
ergÃ¤nzende Stellungnahme dazu gebeten, aus welchen GrÃ¼nden davon
abgesehen worden sei, die BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin bereits im Zeitraum 1.
bis 23. Oktober 2022 (innerhalb dessen nach Aktenlage auch unter Zugrundelegung
der in der sozialgerichtlichen Entscheidung herangezogenen Auslegung des Â§ 65d
SGG noch fristwahrend eine formgerechte Klageerhebung in Betracht gekommen
wÃ¤re) auf den Formfehler hinzuweisen. Sie ist ferner insbesondere um
ErlÃ¤uterung gebeten worden, wann in der 41. Kammer (im Zeitraum seit
Inkrafttreten des Â§ 65d zum 1. Januar 2022) erstmals eine (nicht den
Formvorgaben des Â§Â 65d SGG entsprechende) Klageerhebung im Auftrag des
Sozialverbands durch die SyndikusrechtsanwÃ¤ltin K. oder durch eine/n andere/n
fÃ¼r den Sozialverband tÃ¤tige/n Syndikusrechtsanwalt/-anwÃ¤ltin zu verzeichnen
gewesen sei und wann und in welchem Verfahren die Kammervorsitzende den
Sozialverband erstmalig einen rechtlichen Hinweis auf die Formwidrigkeit einer
solchen Klageerhebung gegeben habe.

Auf diese an die Kammervorsitzende gerichtete AufklÃ¤rungsverfÃ¼gung des
Senates hat sich der Direktor des Sozialgerichts Hildesheim am 4. April 2024
gemeldet und mitgeteilt, dass ihm die VerfÃ¼gung des Senates â��zur PrÃ¼fung
vorgelegtâ�� worden sei. Er teile dazu mit, dass die aufgeworfenen Fragen â��den
Kern richterlicher UnabhÃ¤ngigkeit berÃ¼hren und daher nicht beantwortet
werdenâ�� wÃ¼rden. Die Vorsitzende der 41. Kammer erhalte eine Abschrift dieser
Mitteilung.

Auf weitere Nachfragen des Senates hat die Vorsitzende der 41. Kammer mit
Schreiben vom 25. April 2024 auf die GrÃ¼nde des angefochtenen
Gerichtsbescheides sowie auf die Ã�uÃ�erungen des Direktors des Sozialgerichts
Bezug genommen und um ein Absehen von weiteren Nachfragen gebeten.
SchlieÃ�lich hat sie auf erneutes Ersuchen des Senates zur ErlÃ¤uterung des
tatsÃ¤chlichen Verfahrensablaufs mit Schreiben vom 10. Mai 2024 mitgeteilt, dass
sie â��den Vorgangâ�� an die PrÃ¤sidentin des Landessozialgerichts â��zur
PrÃ¼fungâ�� weitergeleitet habe.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte und auf den Inhalt der beigezogenen VerwaltungsvorgÃ¤nge der
Beklagten Bezug genommen. 

EntscheidungsgrÃ¼nde
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Die zulÃ¤ssige Berufung hat mit der MaÃ�gabe Erfolg, dass der Rechtsstreit an das
Sozialgericht zurÃ¼ckzuverweisen ist.

1. Die am 30. September 2024 gegen den Bescheid der Beklagten vom 21. Oktober
2021 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 20. September 2022
fristgerecht eingegangene Klageschrift war formgerecht. 

Nach Â§ 90 SGG ist die Klage bei dem zustÃ¤ndigen Gericht der
Sozialgerichtsbarkeit schriftlich oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der
GeschÃ¤ftsstelle zu erheben. Im vorliegenden Fall ist die im Namen des KlÃ¤gers
durch den bevollmÃ¤chtigten Verband erhobene Klage, unterzeichnet durch die
beim Verband beschÃ¤ftigte SyndikusrechtsanwÃ¤ltin L., am 30. September 2022
schriftlich beim Sozialgericht Hildesheim eingegangen. Da der
Widerspruchsbescheid vom 20. September 2022 dem KlÃ¤ger drei Tage spÃ¤ter
zugestellt worden war, ist auch die einmonatige Klagefrist des Â§ 87 SGG gewahrt
worden.

Abweichend von diesen allgemeinen Vorgaben sieht allerdings Â§ 65d SGG (in der
bis 2025 maÃ�geblichen Fassung des Art. 4 des Gesetzes zur FÃ¶rderung des
elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten vom 10. Oktober 2013, BGBl. I,
3786; die mit Art. 13 des Gesetzes zum Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs
mit den Gerichten und zur Ã�nderung weiterer Vorschriften vom 5. Oktober 2021, 
BGBl. I, 4607, beschlossene Neufassung dieser Bestimmung tritt erst zum 1. Januar
2026 in Kraft) vor, dass vorbereitende SchriftsÃ¤tze und deren Anlagen sowie
schriftlich einzureichende AntrÃ¤ge und ErklÃ¤rungen, die durch einen
Rechtsanwalt, durch eine BehÃ¶rde oder durch eine juristische Person des
Ã¶ffentlichen Rechts einschlieÃ�lich der von ihr zur ErfÃ¼llung ihrer Ã¶ffentlichen
Aufgaben gebildeten ZusammenschlÃ¼sse eingereicht werden, als elektronisches
Dokument zu Ã¼bermitteln sind. Gleiches gilt fÃ¼r die nach diesem Gesetz
vertretungsberechtigten Personen, fÃ¼r die ein sicherer Ã�bermittlungsweg nach
Â§Â 65a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 zur VerfÃ¼gung steht. Ist eine Ã�bermittlung
aus technischen GrÃ¼nden vorÃ¼bergehend nicht mÃ¶glich, bleibt die
Ã�bermittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulÃ¤ssig.

a) Die Klageschrift vom 29. September 2022 ist nicht als elektronisches, sondern als
schriftliches Dokument dem Sozialgericht Ã¼bermittelt worden. Dies steht der
formgerechten Klageerhebung jedoch nicht entgegen, weil diese durch den
bevollmÃ¤chtigten Sozialverband eingelegt worden ist und dieser seinerzeit nicht
der Pflicht zur Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs unterlag. 

b) In Rechtsprechung und Literatur wird unterschiedlich beurteilt, wie das
Tatbestandsmerkmal einer Einlegung â��durch einen Rechtsanwaltâ�� im Sinne
des Â§ 65d SGG auszulegen ist, wenn zur ProzessfÃ¼hrung Vereinigungen bzw.
Gewerkschaften im Sinne des Â§ 73 Abs. 2 Satz 2 Nrn. 5 bis 8 SGG bevollmÃ¤chtigt
werden, welche ihrerseits bei ihnen beschÃ¤ftigte SyndikusrechtsanwÃ¤lte mit der
Wahrnehmung der ProzessfÃ¼hrung beauftragen.

So wird die EinschÃ¤tzung vertreten, dass das Tatbestandsmerkmal â��durch einen
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Rechtsanwaltâ�� in Â§ 65d S. 1Â SGG jedenfalls im Falle eines Verbandsmitarbeiters
wie namentlich eines RechtsschutzsekretÃ¤rs, der zur AusÃ¼bung eines
Nebenberufs Ã¼ber eine Zulassung als Rechtsanwalt verfÃ¼gt, rollen- und nicht
statusbezogen zu verstehen sei (Jung in Beck-Online-GroÃ�kommentar, SGG Â§ 65d
Rn. 6). Die Pflicht dÃ¼rfte auch einen Syndikusanwalt treffen, jedenfalls soweit er
explizit als Rechtsanwalt fÃ¼r seinen Arbeitgeber auftritt (Mink, in Beck-Online-
Kommentar Sozialrecht, 72. Ed. 1.3.2024, SGG Â§ 65d Rn. 3). RechtsanwÃ¤lte sollen
einbezogen sein, soweit sie im Verfahren als solche tÃ¤tig werden (Keller in Meyer-
Ladewig/Keller/Schmidt SGG, 14. Aufl. 2023, SGG Â§ 65d Rn. 2a).

c) Zu der arbeitsgerichtlichen Parallelvorschrift in Â§Â 46g ArbGG vertritt das BAG
â�� in Auseinandersetzung auch mit abweichenden EinschÃ¤tzungen in der
arbeitsgerichtlichen Literatur â�� die Auffassung, dass ein Syndikusrechtsanwalt,
der fÃ¼r einen Verband nach Â§Â 11 Abs.Â 2 SatzÂ 2 Nr.Â 4 und Nr.Â 5, SatzÂ 3
ArbGG erlaubte Rechtsdienstleistungen gegenÃ¼ber den Verbandsmitgliedern
erbringt (Â§Â 46 Abs.Â 5 SatzÂ 2 Nr.Â 2 BRAO), nach SatzÂ 1 zur aktiven Nutzung
des elektronischen Rechtsverkehrs nicht nur berechtigt, sondern verpflichtet ist,
wenn er gegenÃ¼ber einem Gericht tÃ¤tig wird und â��Â wie im StreitfallÂ â�� ein
Rechtsmittel einlegt (BAG, Beschluss vom 23.Â Mai 2023Â â�� 10 AZB 18/22Â â��,
Â NJW 2023, 2213).

Schon der Wortlaut des Â§ 46g Satz 1 ArbGG, der nicht zwischen RechtsanwÃ¤lten
und (Verbands-)SyndikusrechtsanwÃ¤lten differenziere, spreche fÃ¼r ein solches
VerstÃ¤ndnis. Ihm lieÃ�en sich keine Anhaltspunkte dafÃ¼r entnehmen, dass sich
die Pflicht, den ERV aktiv zu nutzen, nur unmittelbar auf ProzessbevollmÃ¤chtigte
beziehen solle. Die Pflicht fÃ¼r VerbandssyndikusrechtsanwÃ¤lte, den
elektronischen Rechtsverkehr aktiv zu nutzen, werde auch aus dem
Gesamtzusammenhang der gesetzlichen Bestimmungen deutlich (BAG, aaO).

d) Im vorliegenden Fall hat der KlÃ¤ger den Sozialverband und damit eine zur
Prozessvertretung berechtigte Vereinigung im Sinne von Â§ 73 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8
SGG bevollmÃ¤chtigt. Diese auf das Gesetz zur Neuregelung des
Rechtsberatungsrechts vom 12.12.2007 (BGBl I 2840) zurÃ¼ckgehende Regelung
erfasst insbesondere jene Vereinigungen und SozialverbÃ¤nde, die seit jeher zum
Kreis der nach Â§Â 14 SGG Vorschlagsberechtigten zÃ¤hlen (vgl. BT-Drucks 16/3655
S 95 und BSG, B.v. 30. Juni 2014Â â�� B 9 BL 2/13 BÂ â��, Rn. 4, juris). Zu diesen
zÃ¤hlt namentlich auch der den KlÃ¤ger vertretende Verband.

e) Der Sozialverband zÃ¤hlt zu den vertretungsberechtigten Personen im Sinne des 
Â§ 65d Satz 2 SGG. FÃ¼r diese Personen gilt die Pflicht zur Nutzung des ERV bislang
jedoch nach dem klaren Wortlaut dieser Vorschrift nur, soweit Â fÃ¼r die ein
sicherer Ã�bermittlungsweg nach Â§Â 65a Absatz 4 Satz 1 Nummer 2 SGG zur
VerfÃ¼gung steht, also ein Ã�bermittlungsweg zwischen den besonderen
elektronischen AnwaltspostfÃ¤chern nach den Â§Â§ 31a und 31b der
Bundesrechtsanwaltsordnung oder einem entsprechenden, auf gesetzlicher
Grundlage errichteten elektronischen Postfach und der elektronischen Poststelle des
Gerichts. Ã�ber einen solchen Ã�bermittlungsweg verfÃ¼gt der Sozialverband
nicht. Ihm steht lediglich ein Ã�bermittlungsweg im Sinne des Â§ 65a Abs. 4 Satz 1

                             7 / 18

https://dejure.org/gesetze/SGG/65d.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/65d.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/65d.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/65d.html
https://dejure.org/gesetze/ArbGG/46g.html
https://dejure.org/gesetze/ArbGG/11.html
https://dejure.org/gesetze/ArbGG/11.html
https://dejure.org/gesetze/BRAO/46.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=10%20AZB%2018/22
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%202023,%202213
https://dejure.org/gesetze/ArbGG/46g.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/73.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/73.html
https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%202007,%202840
https://dejure.org/gesetze/SGG/14.html
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drucks%2016/3655#Seite=95
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/BT-Drucks%2016/3655#Seite=95
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20BL%202/13%20B
https://dejure.org/gesetze/SGG/65d.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/65a.html
https://dejure.org/gesetze/BRAO/31a.html
https://dejure.org/gesetze/BRAO/31b.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/65a.html


 

Nr. 4 SGG zur VerfÃ¼gung, also ein Ã�bermittlungsweg zwischen einem nach
DurchfÃ¼hrung eines Identifizierungsverfahrens eingerichteten elektronischen
Postfach einer natÃ¼rlichen oder juristischen Person oder einer sonstigen
Vereinigung und der elektronischen Poststelle des Gerichts.

FÃ¼r diese Vereinigungen hat der Gesetzgeber bislang ganz bewusst davon
abgesehen, eine Pflicht zur Benutzung des elektronischen Rechtsverkehrs zu
begrÃ¼nden. Der Gesetzgeber hat in der GesetzesbegrÃ¼ndung ausdrÃ¼cklich
festgehalten, dass die bislang maÃ�geblichen Vorgaben des Â§ 65d SGG fÃ¼r die
nach dem Sozialgerichtsgesetz vertretungsbefugten BevollmÃ¤chtigten, fÃ¼r die
ein sicherer Ã�bermittlungsweg nach Â§ 65a Absatz 4 Nummer 4 zur VerfÃ¼gung
steht, noch keine aktive Nutzungspflicht ab dem 1. Januar 2022 begrÃ¼nden. Eine
aktive Nutzungspflicht werde fÃ¼r diese vertretungsbefugten BevollmÃ¤chtigten
vielmehr erst zum 1. Januar 2026 eingefÃ¼hrt (BT-Drs. 19/28399, S. 47).

Entsprechend dem allgemeinen Auslegungsgrundsatz des Vorranges der
spezielleren gesetzlichen Regelung (lex specialis derogat legi generali, vgl. nur
beispielsweise BGH, B.v.16. Februar 2012Â â�� IX ZB 113/11Â â�� NJW 2012, 1215,
Rn. 19), beurteilt sich die Verpflichtung des bevollmÃ¤chtigten Verbandes zur
Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs nach der dafÃ¼r vom Gesetzgeber
normierten spezifischen Regelung des Â§Â 65d Satz 2 SGG. Die allgemeinen
Vorschriften des Â§ 65d Satz 1 SGG sind auf den Verband nicht anwendbar.

f) Die erlÃ¤uterte Rechtsprechung des BAG ist nach Auffassung des erkennenden
Senates nicht auf sozialgerichtliche Verfahren zu Ã¼bertragen. FÃ¼r
prozessbevollmÃ¤chtigte VerbÃ¤nde und Gewerkschaften im Sinne des Â§ 73 Abs. 2
Satz 2 Nrn. 5 bis 8 (unter Einschluss der diesen zugeordneten juristischen Personen
im Sinne der Nr. 9) sind vielmehr die erlÃ¤uterten speziellen Vorgaben des Â§Â 65d
Satz 2 SGG (in der bis Ende 2025 maÃ�geblichen Fassung des Art. 4 des Gesetzes
zur FÃ¶rderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den Gerichten vom 10.
Oktober 2013, BGBl. I, 3786) anzuwenden.

aa) Nach der Konzeption des Â§ 73 Abs. 2 Nrn. 5 bis 8 SGG ist
ProzessbevollmÃ¤chtigter der Verband bzw. die Gewerkschaft, welche(r) durch
seine Organe und mit der ProzessfÃ¼hrung beauftragten Vertreter handelt. Ein vor
den Sozialgerichten tÃ¤tig werdender Verbandssyndikusrechtsanwalt ist seinerseits
keine vertretungsberechtigte Person iSv Â§ 73 Abs. 2 Nrn. 5 bis 8 SGG. Vielmehr ist
es der Verband selbst, den diese Verpflichtung betrifft (so auch BAG, B. v.
23.5.2023 â�� 10 AZB 18/22 â�� aaO, Rn. 17, fÃ¼r die entsprechenden Vorschrift
des ArbGG).

bb) In der arbeitstÃ¤glichen Praxis lassen die grÃ¶Ã�eren VerbÃ¤nde und
Gewerkschaften im Sinne des Â§ 73 Abs. 2 Satz 2 Nrn. 5 bis 8 SGG die Aufgaben der
Vertretung ihrer Mitglieder vor den Sozialgerichten vielfach durch mehrere
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen wahrnehmen. In diesen Teams finden sich hÃ¤ufig,
wie auch im vorliegenden Fall bei dem den KlÃ¤ger vertretenen Verband,
unterschiedliche Qualifikationen und Statuszuordnungen. So arbeiten nicht selten
Volljuristen mit Syndikusrechtsanwaltszulassung mit volljuristischen Kollegen ohne
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eine solche Zulassung und mit anderen Mitarbeitern zusammen, welche die fÃ¼r
die Vertretung benÃ¶tigte Sachkunde durch einen anderen Werdegang erworben
haben. Einzelheiten der dortigen internen Arbeitsorganisation und Zusammenarbeit
unter Einschluss ggfs. erforderlicher wechselseitiger Vertretungen berÃ¼hren im
Ausgangspunkt â�� Ã¤hnlich wie bei grÃ¶Ã�eren Anwaltskanzleien â�� nicht das
AuÃ�enverhÃ¤ltnis zum Gericht, welchem sich entsprechende Details regelmÃ¤Ã�ig
auch gar nicht konkret erschlieÃ�en.

Bei dieser Ausgangslage wÃ¼rde eine Ã�bertragung der erlÃ¤uterten BAG-
Rechtsprechung auf sozialgerichtliche Verfahren zu vielfÃ¤ltigen und gar nicht
Ã¼berzeugend lÃ¶sbaren Abgrenzungsproblemen bei der Beantwortung der Frage
fÃ¼hren, welche konkreten MitwirkungsausprÃ¤gungen innerhalb eines solchen
Teams durch einen beim Verband beschÃ¤ftigten Syndikusrechtsanwalt eine Pflicht
zur Ã�bermittlung von Klagen und SchriftsÃ¤tzen als elektronisches Dokument
auslÃ¶sen sollen. Bezeichnenderweise weist diesbezÃ¼glich bereits die BAG-
Rechtsprechung Unklarheiten und Ungereimtheiten auf. 

Im o.g. Beschluss v. 23.5.2023 â�� 10 AZB 18/22 â�� hat das BAG (Rn. 26 f.) darauf
abgestellt, dass die einfache wie auch die qualifizierte Signatur die Identifizierung
des Urhebers der schriftlichen Prozesshandlung ermÃ¶glichen sollen, es komme im
Ergebnis darauf an, ob es sich bei dem zu identifizierenden Urheber der
ProzesserklÃ¤rung, also dem Einreicher/Ã�bermittler des elektronischen
Dokuments, um einen zugelassenen Rechtsanwalt wie etwa einen
Syndikusrechtsanwalt handele. 

Davon abweichend hat das BAG im Beschluss vom 21.9.2023 â�� 10 AZR 512/20
â�� (NJW 2023, 3253, Rn. 11) allerdings gerade nicht ausschlaggebend darauf
abgestellt, ob im konkreten Fall der handelnde Verbandssyndikusrechtsanwalt als
solcher durch entsprechende Unterzeichnung oder Benennung â��nach auÃ�enâ��
auftrete. â��MaÃ�geblichâ�� sei vielmehr, dass dieser Ã¼ber eine entsprechende
Zulassung verfÃ¼gt und â��AntrÃ¤ge und ErklÃ¤rungen gegenÃ¼ber dem Gericht
in AusÃ¼bung dieser TÃ¤tigkeitâ�� abgegeben werden. Unter welchen
Voraussetzungen bei gemischten vom Verband zur Prozessvertretung eingesetzten
Teams aus SyndikusrechtsanwÃ¤lten und Mitarbeitern ohne
Syndikusrechtsanwaltszulassung von einer Abgabe von AntrÃ¤gen und
ErklÃ¤rungen in gerichtlichen Verfahren â��in AusÃ¼bung der TÃ¤tigkeit eines
Syndikusrechtsanwaltsâ�� (wie sie in solchen Fallgestaltungen nur bei einzelnen
Teammitgliedern in Betracht kommt) ausgehen zu sein soll, bleibt unklar.

Der Senat weist vorsorglich darauf hin, dass im vorliegenden Verfahren schon im
rechtlichen Ausgangspunkt inhaltlich nicht zu hinterfragen sein kann, ob einzelnen
Verbandsmitarbeitern erteilte Zulassungen als Syndikusrechtsanwalt
materiellrechtlich zutreffend erteilt worden sind. 

cc) Schon im verfassungsrechtlichen Ausgangspunkt sind die im vorliegenden
Rechtsstreit maÃ�geblichen rechtlichen Vorgaben nicht deckungsgleich mit denen
in arbeitsgerichtlichen Verfahren. Die Sozialgerichte sind als besondere
Verwaltungsgerichte (Â§ 1 SGG) zur Entscheidung Ã¼ber Ã¶ffentlich-rechtliche
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Streitigkeiten Â§ 51 SGG) berufen. Ihre rechtsprechende TÃ¤tigkeit haben sie damit
unter Einbeziehung namentlich auch der in Art. 19 Abs. 4 GG verfassungsrechtlich
gewÃ¤hrleisteten Rechtsschutzgarantie auszuÃ¼ben. Diese beinhaltet ein
Grundrecht auf effektiven und mÃ¶glichst lÃ¼ckenlosen richterlichen Rechtsschutz
gegen Akte der Ã¶ffentlichen Gewalt (BVerfG, B.v. 30. April 1997 â�� 2 BvR 817/90
â��, BVerfGE 96, 27, Rn. 47 â�� 48). Diese VerfahrensgewÃ¤hrleistung beschrÃ¤nkt
sich nicht auf die theoretische MÃ¶glichkeit, die Gerichte gegen Akte der
Ã¶ffentlichen Gewalt anzurufen, sie gibt dem BÃ¼rger darÃ¼ber hinaus einen
substantiellen Anspruch auf eine mÃ¶glichst wirksame gerichtliche Kontrolle
(BVerfG, B.v. 2. Dezember 1987 â�� 1 BvR 1291/85 â��, BVerfGE 77, 275, Rn. 25;
B.v. 5. Dezember 2023 â�� 2 BvR 1661/23 â��, NStZ-RR 2024, 61, Rn. 42).

(a) Das Verfahrensgrundrecht des Art. 19 Abs. 4 GG garantiert dem BÃ¼rger mithin
einen Anspruch auf eine tatsÃ¤chlich wirksame gerichtliche Kontrolle. Nach Art. 103
Abs. 1 GG hat der BÃ¼rger ferner das Recht, sich in einem gerichtlichen Verfahren
zu Ã¤uÃ�ern und vom Richter zur Sache gehÃ¶rt zu werden. Normative
Ausgestaltungen eines gerichtlichen Verfahrens dÃ¼rfen das Ziel eines
wirkungsvollen Rechtsschutzes nicht aus dem Auge verlieren; sie mÃ¼ssen im
Hinblick darauf geeignet und angemessen sowie fÃ¼r den Rechtssuchenden
zumutbar sein (BVerfG, B.v. 4. Juli 2002 â�� 2 BvR 2168/00 â��, NJW 2002, 3534,
Rn. 16).

Entsprechend diesem Verfassungsgebot muss die dem Gesetzgeber obliegende
normative Ausgestaltung des Rechtswegs das Ziel einer GewÃ¤hrleistung
wirkungsvollen Rechtsschutzes verfolgen; sie muss im Hinblick darauf geeignet und
angemessen sowie fÃ¼r den Rechtsuchenden zumutbar sein. Diese GrundsÃ¤tze
mÃ¼ssen auch die Gerichte bei der Auslegung dieser Normen beachten; sie
dÃ¼rfen den Beteiligten den Zugang zum Rechtsschutz nicht in unzumutbarer, aus
SachgrÃ¼nden nicht mehr zu rechtfertigender Weise erschweren (BVerfG, B.v. 2.
Dezember 1987 â�� 1 BvR 1291/85 â��, BVerfGE 77, 275, Rn. 25). Art. 19 Abs. 4 GG
gebietet damit den Gerichten, das Verfahrensrecht so anzuwenden, dass den
erkennbaren Interessen des rechtsschutzsuchenden BÃ¼rgers bestmÃ¶glich
Rechnung getragen wird (BVerfG, B.v. 5. Dezember 2023 â�� 2 BvR 1661/23 â��, 
NStZ-RR 2024, 61, Rn. 42).

(b) Das Sozialgericht befÃ¼rwortet eine Auslegung des Â§ 65d Satz 2 SGG, wonach
auch VerbÃ¤nde, die nach der gesetzlichen Regelung in Â§ 65d SGG an sich erst ab
2026 der Pflicht zur Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs unterliegen, davon
bereits ab 2022 erfasst werden, soweit die vom Verband Ã¼bernommene
Prozessvertretung unter Mitwirkung eines Syndikusrechtsanwalts erfolgt. Mit einer
solchen Interpretation wird jedoch den betroffenen BÃ¼rgern der Zugang zum
Rechtsschutz in einer aus SachgrÃ¼nden nicht mehr zu rechtfertigenden Weise
erschwert.

Diese Unzumutbarkeit ergibt sich bereits aus der diesbezÃ¼glich unzureichenden
Klarheit der maÃ�geblichen gesetzlichen Vorgaben. Der Gesetzgeber hat sich im
Gesetzgebungsverfahren ausdrÃ¼cklich mit der Frage befasst, ab wann er auch
den vertretungsberechtigten VerbÃ¤nden eine Nutzung des elektronischen
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Rechtsverkehrs zumuten will. Er hat ausdrÃ¼cklich eine entsprechende
Nutzungspflicht erst ab dem 1. Januar 2026 vorgesehen. Bei dieser Ausgangslage ist
eine Auslegung der gesetzlichen Vorgaben im Sinne einer Vorverlegung der
Nutzungspflicht fÃ¼r die betroffenen Fallgruppen bereits auf den Zeitraum ab
Januar 2022 fÃ¼r den BÃ¼rger schon mangels Vorhersehbarkeit nicht zumutbar.

(c) Die Zumutbarkeit einer Erschwerung des Zuganges zum Rechtsschutz durch die
Vorgabe formeller Anforderungen fÃ¼r eine Klageerhebung wird maÃ�geblich auch
durch die Klarheit ihrer Erkennbarkeit beeinflusst. Auf vom Gesetzgeber klar und
deutlich zum Ausdruck gebrachte (sachlich angemessene) formelle Anforderungen
kÃ¶nnen sich die Betroffenen typischerweise mit zumutbarem Aufwand einstellen.
Ein Einstellen auf Anforderungen, bezÃ¼glich derer Gesetzeswortlaut und
Gesetzesmaterialien (wie auch im vorliegenden Zusammenhang) zunÃ¤chst den
Eindruck ihres Nichtbestehens vermitteln und welche erst nach Klageerhebung im
Laufe des Verfahrens in der Rechtsprechung im Zuge der Gesetzesauslegung
herausgearbeitet werden, fÃ¤llt sehr viel schwerer und verlÃ¤sst regelmÃ¤Ã�ig und
auch im vorliegenden Zusammenhang die Grenze der Zumutbarkeit. Da es sich in
solchen FÃ¤llen im maÃ�geblichen Zeitpunkt der Klageerhebung nur um die
Erfassung bzw. Erahnung mÃ¶glicher kÃ¼nftiger Entwicklungen in der
Rechtsprechung zur Auslegung der betroffenen Verfahrensnormen handeln kann,
fehlt schon ein klarer PrÃ¼fungsmaÃ�stab.

Artikel 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip begrÃ¼ndet fÃ¼r
die Rechtsschutzsuchenden den verfassungsrechtlichen Anspruch auf ein faires
gerichtliches Verfahren (BVerfG, B.v. 17. Januar 2006Â â�� 1 BvR 2558/05Â â��, 
BVerfGK 7, 198). 

Hieran anknÃ¼pfend muss der Gesetzgeber fÃ¼r die Rechtsmittel, die er
bereitstellt, die Voraussetzungen ihrer ZulÃ¤ssigkeit in einer dem Grundsatz der
Rechtsmittelklarheit entsprechenden Weise bestimmen. Dieser Grundsatz verbietet
es, den Rechtsuchenden mit einem unÃ¼bersehbaren â��Annahmerisikoâ�� zu
belasten. Die Rechtsmittelgerichte haben dies auch bei der Auslegung und
Anwendung des Prozessrechts zu beachten (BVerfG, B.v. 27. Oktober 2015Â â�� 2
BvR 3071/14Â â��, StV 2017, 729, Rn. 12 mwN).

Der Gesetzgeber hat in den zitierten Gesetzesmaterialien explizit und gerade auch
als Ausdruck seines BemÃ¼hens um eine sachgerechte Bewertung auch der
berechtigten Interessen der betroffenen Vereinigungen seinen Regelungswillen zum
Ausdruck gebracht, dass die VerbÃ¤nde erst ab 2026 der Pflicht zur Nutzung des
elektronischen Rechtsverkehrs unterliegen sollen. Bei dieser Ausgangslage wÃ¼rde
es weder einen klaren noch einer fairen Interpretation des Prozessrechts
entsprechen, wenn gleichwohl bereits vor 2026 den VerbÃ¤nden fÃ¼r Teilbereiche
eine solche Nutzungspflicht auferlegt wÃ¼rde.

(d) Raum fÃ¼r die Annahme einer noch zumutbaren Erschwerung des Zuganges
zum Rechtsschutz durch eine Auslegung der gesetzlichen Vorgaben des Â§ 65d in
dem vom Sozialgericht befÃ¼rworteten Sinne ist bei dieser Ausgangslage umso
weniger ersichtlich, als keine dafÃ¼r sprechenden substantiellen Ã¶ffentlichen
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Interessen erkennbar sind.

Es lassen sich keine dadurch greifbar gefÃ¶rderten schÃ¼tzenswerten Interessen
objektivieren, wenn entsprechend der vom Sozialgericht befÃ¼rworteten Auslegung
des Â§ 65d Satz 2 SGG die gesetzlich explizit vorgesehene Verschonung der
vertretenden VerbÃ¤nde von der Pflicht zur elektronischen Ã�bermittlung partiell
(letztlich im Sinne einer RÃ¼ckausnahme) in FÃ¤llen einer Mitwirkung von
SyndikusrechtsanwÃ¤lten auf Seiten des Verbandes durch eine Nutzungspflicht
ersetzt wÃ¼rde. 

Betroffen von der Auslegungsfrage ist nur die in Â§ 65d Satz 2 SGG in der Fassung
des Art. 4 des Gesetzes zur FÃ¶rderung des elektronischen Rechtsverkehrs mit den
Gerichten vom 10.Â Oktober 2013, BGBl. I, 3786 normierte Ã�bergangsregelung,
welche zum 1. Januar 2026 durch die bereits beschlossene Neufassung dieser
Vorschrift aufgrund des Art. 13 des Gesetzes zum Ausbau des elektronischen
Rechtsverkehrs mit den Gerichten und zur Ã�nderung weiterer Vorschriften vom 5.
Oktober 2021 ersetzt wird. Ab 2026 unterliegen damit auch die vertretenden
VerbÃ¤nde der umfassenden Nutzungspflicht. FÃ¼r die Zwischenzeit bis Ende 2025
ist nichts dafÃ¼r zu erkennen, dass eine Auslegung des Â§ 65d Satz 2 SGG in dem
vom Sozialgericht befÃ¼rworteten Sinne ungeachtet der damit verbundenen fÃ¼r
die rechtsschutzsuchenden BÃ¼rger nach dem Wortlaut der gesetzlichen Vorgaben
und den Gesetzesmaterialien nicht hinreichend klar erkennbaren Erschwerungen
der Inanspruchnahme gerichtlichen Rechtschutzes schutzwÃ¼rdige Ã¶ffentliche
Interessen greifbar fÃ¶rdern kÃ¶nnte.

FÃ¼r einen greifbaren Schutz fÃ¶rderungswÃ¼rdiger Interessen bleibt umso
weniger Raum, als ohnehin nach den gesetzlichen Vorgaben (auch nach Auffassung
des Sozialgerichts) die VerbÃ¤nde weiterhin bis Ende 2025 nicht zur elektronischen
Ã�bermittlung verpflichtet sind, soweit dort ggfs. beschÃ¤ftigte
SyndikusrechtsanwÃ¤lte nicht hinreichend in die einzelne Prozessvertretung
involviert sind. 

Die Erweiterung der elektronischen Kommunikation der Gerichte u.a. durch die
Vorgaben des Â§ 65d SGG ist Voraussetzung fÃ¼r eine mÃ¶glichst effektive
elektronische AktenfÃ¼hrung bei den Gerichten (BT-Drs. 17/12634, S. 24). Eine von
einer sog. Arbeitsgruppe â��Zukunftâ�� der Bund-LÃ¤nder-Kommission erarbeitete
â��Gemeinsamen Strategie zur EinfÃ¼hrung des elektronischen Rechtsverkehrs
und der elektronischen AktenfÃ¼hrungâ�� vom 16. MÃ¤rz 2011 (sog.
Gesamtstrategie der BLK, https://justiz.de/laender-bund-europa/elektronische_kom
munikation/erv_gesamtstrategie.pdf;jsessionid=13D6319648EB7E6DA1A0B13D570
FC92E ) sieht diesbezÃ¼glich ein nachfolgend den gesetzgeberischen
Entscheidungen zugrunde gelegtes Stufenkonzept vor, deren Realisierung letztlich
Jahrzehnte in Anspruch nimmt, nachdem eine gleichzeitige EinfÃ¼hrung der
elektronischen Akte bei allen Gerichten sich als nicht realisierbar erwies (BT-Drs.
17/12634, S. 24).

Â§ 65b Abs. 1a SGG sieht eine Pflicht zur FÃ¼hrung elektronischer Akten erst ab
Januar 2026 und damit rund 15 Jahre nach dem o.g. Strategiebeschluss vor. Dabei
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kann (Satz 3) durch Rechtsverordnung bestimmt werden, dass auch in der Folgezeit
Akten, die in Papierform angelegt wurden, in Papierform weitergefÃ¼hrt werden.
Auch soweit diese nicht insgesamt in Papierform fortgefÃ¼hrt werden, bleiben nach
derzeitigem Planungsstand jedenfalls in der niedersÃ¤chsischen
Sozialgerichtsbarkeit bereits gebildete Papieraktenteile bis zum
Verfahrensabschluss fÃ¼r die in ihnen erfassten zurÃ¼ckliegenden
Verfahrensabschnitte weiterhin rechtlich maÃ�geblich. FÃ¼r diese vergangenen
Verfahrensabschnitte werden letztlich nur ergÃ¤nzend elektronische Pseudoakten
hinzugezogen. Bei diesen elektronischen Pseudoakten ist schon mangels eines
konkreten definierten Ã�bertragungsvorganges keine verlÃ¤ssliche Wiedergabe des
vollstÃ¤ndigen Inhalts der schriftlichen Akte gewÃ¤hrleistet, gleichwohl fÃ¼hrt aber
eine Aufnahme vielfÃ¤ltiger Redundanzinformationen zu einer AufblÃ¤hung des
Akteninhalts. Dies kann in EinzelfÃ¤llen sogar zur Folge haben, dass eine Papierakte
mit rund 500 Seiten in eine â�� inhaltlich gleichwohl partiell unvollstÃ¤ndige â��
elektronische Pseudoakte mit mehr als 2.000 Seiten umgewandelt wird. 

FÃ¼r eine erfolgreiche Umsetzung der EinfÃ¼hrung der elektronischen Akte unter
Beachtung der verfassungsrechtlichen Anforderungen an eine effektive
Wahrnehmung des den Gerichten anvertrauten Rechtsprechungsauftrages bedarf
es nicht nur einer formalen EinfÃ¼hrung, sondern der Bereitstellung
leistungsfÃ¤higer sorgfÃ¤ltig strukturierter und ausgearbeiteter Hard- und
SoftwaregesamtlÃ¶sungen. Schon in der o.g. Strategie der Bund-LÃ¤nder-
Kommission ist hervorgehoben worden, dass entsprechende Systeme nur
â��beherrschbarâ�� sind, wenn diese auch â��hohe ergonomische
Anforderungenâ�� erfÃ¼lle. Dies wiederum sei nur mÃ¶glich, wenn die Anwender
durch die SystemlÃ¶sungen aufgabenorientiert unterstÃ¼tzt werden. Es sei nur
vorsichtig angemerkt, dass der tatsÃ¤chliche Stand der Ausgestaltung der
elektronischen gerichtlichen ArbeitsplÃ¤tze gerade Hinblick auf die besonderen
Anforderungen komplexer Verfahren bislang deutlich hinter diesem erforderlichen
Leistungsniveau zurÃ¼ckbleibt.

Im Rahmen dieses im Ergebnis sich Ã¼ber Jahrzehnte erstreckenden Prozesses zur
Implentierung einer leistungsfÃ¤higen elektronischen ProzessfÃ¼hrung kommt der
im vorliegenden Fall zu beurteilenden Auslegung des Â§ 65d Satz 2 SGG fÃ¼r den
betroffenen Ã�bergangszeitraum 2022 bis 2025 keine greifbare Relevanz zu. Im
Zuge der Umstellung auf die elektronische AktenfÃ¼hrung sind die
Posteingangsstellen der Gerichte mit leistungsfÃ¤higen GerÃ¤ten zum
rechtssicheren Einscannen von in Papierform eingehenden Schreiben ausgestattet
worden. Das Einscannen einer Klageschrift ist vielfach nur mit einem geringen
Zeitaufwand von ein bis zwei Minuten verbunden. Nach diesem Scanvorgang kann
eine in Papierform eingegangene Klageschrift genauso effektiv im Rahmen der
elektronischen AktenfÃ¼hrung weiterbearbeitet werden wie eine elektronisch
Ã¼bermittelte Klage. 

Die Ã¼berwiegende Zahl der Klagen wird ohnehin von Rechtsanwaltskanzleien
erhoben, die seit 2022 der Nutzungspflicht nach Â§ 65d Satz 1 SGG unterliegen. Der
Gesetzgeber hat die Besonderheiten der vertretenden VerbÃ¤nde mit den
erlÃ¤uterten Vorgaben des Â§ 65d Satz 2 SGG angemessen wÃ¼rdigen wollen und
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diese der Pflicht zur Nutzung des elektronischen Rechtsverkehrs bewusst erst ab
2026 unterworfen. Damit hat er zugleich zum Ausdruck gebracht, dass der damit
fÃ¼r die Gerichte verbundene Scanaufwand fÃ¼r durch die VerbÃ¤nde in der Zeit
bis Ende 2025 einzureichenden Klagen und SchriftsÃ¤tze (ebenso wie etwa der
auch nach 2025 weiterhin zu erwartende Scanaufwand bei entsprechenden
Eingaben von Privatpersonen) im verfassungsrechtlich durch Art. 19 Abs. 4 GG
besonders geschÃ¼tzten Interesse der rechtsschutzsuchenden BÃ¼rger und der
diese vertretenden VerbÃ¤nde hinnehmbar ist. Diese â�� sachgerechte
â��gesetzgeberische Wertung hat auch der Senat ausgehend von seiner Bindung
an das Gesetz gemÃ¤Ã� Art. 20 Abs. 3 GG bei der Auslegung der Vorgaben des Â§
65d Satz 2 SGG zugrundezulegen. 

2. Da bereits im Ausgangspunkt von einer form- und fristgerecht erhobenen Klage
auszugehen ist, weist der Senat nur hilfsweise darauf hin, dass dem KlÃ¤ger auf der
Basis der vom Sozialgericht vertretenen abweichenden Rechtsauffassung und einer
daraus folgenden formellen Unwirksamkeit der schriftlichen Klageerhebung
jedenfalls Wiedereinsetzung in den vorigen Stand im Hinblick auf die dann
anzunehmende VersÃ¤umung der einmonatigen Klagefrist zu gewÃ¤hren ist. 

Wenn jemand ohne Verschulden verhindert war, eine gesetzliche Verfahrensfrist
einzuhalten, so ist ihm nach Â§ 67 Abs. 1 SGG auf Antrag Wiedereinsetzung in den
vorigen Stand zu gewÃ¤hren. Der Antrag ist gemÃ¤Ã� Abs. 2 binnen eines Monats
nach Wegfall des Hindernisses zu stellen. Die Tatsachen zur BegrÃ¼ndung des
Antrags sollen glaubhaft gemacht werden. Innerhalb der Antragsfrist ist die
versÃ¤umte Rechtshandlung nachzuholen. Ist dies geschehen, so kann die
Wiedereinsetzung auch ohne Antrag gewÃ¤hrt werden.

Im vorliegenden Fall hat der bevollmÃ¤chtigte Verband nach Erhebung der Klage
wiederholt auch durch andere Mitarbeiter, die nicht den Status eines
Syndikusrechtsanwalts haben und daher auch nach Auffassung des Sozialgerichts
nicht der Pflicht zur Nutzung des ERV unterliegen, formgerecht geÃ¤uÃ�ert (vgl.
Schriftsatz vom 6. Juli 2023, Band I Bl. 61 GA, Schriftsatz vom 19. September 2023,
Band I Bl. 96 GA, Schriftsatz vom 22. November 2023, Band I, Bl. 102 GA,
Schriftsatz vom 6. Juli 2023, Band II Bl. 1 GA, Schriftsatz vom 22. November 2023,
Band II Bl. 96 GA) und damit zugleich den Willen des KlÃ¤gers zur Erhebung und
FortfÃ¼hrung der Klage zum Ausdruck gebracht. Selbst wenn auf der Basis der vom
Sozialgericht vertretenen Rechtsauffassung von einer zuvor innerhalb der
einmonatigen Klagefrist nicht formgerecht erhobenen Klage auszugehen wÃ¤re,
dann wÃ¤re diese FristversÃ¤umnis jedenfalls als unverschuldet im Sinne des Â§ 67
Abs. 1 SGG zu werten.

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts folgt aus dem Anspruch
auf ein faires Verfahren aus Artikel 2 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem
Rechtsstaatsprinzip die Verpflichtung des Richters, das Verfahren so zu gestalten,
wie die Parteien es von ihm erwarten dÃ¼rfen. Insbesondere ist der Richter
allgemein zur RÃ¼cksichtnahme gegenÃ¼ber den Verfahrensbeteiligten in ihrer
konkreten Situation verpflichtet (BVerfG, B.v. 17. Januar 2006Â â�� 1 BvR 2558/05
Â â��, NJW 2006, 1579, Rn. 7f. mwN).
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Nach den verfassungsrechtlichen Vorgaben des Art. 103 Abs. 1 GG dÃ¼rfen die
Gerichte durch ihre Auslegung und Anwendung des Prozessrechts den Beteiligten
den Zugang zu den in den Verfahrensordnungen eingerÃ¤umten Instanzen nicht in
unzumutbarer, aus SachgrÃ¼nden nicht mehr zu rechtfertigender Weise
erschweren. Insbesondere dÃ¼rfen die Anforderungen daran, was der Betroffene
veranlasst haben muss, um Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu erlangen,
nicht Ã¼berspannt werden. Beruht eine FristversÃ¤umung auf Fehlern des Gerichts,
sind die Anforderungen an eine Wiedereinsetzung mit besonderer Fairness zu
handhaben. Aus Fehlern des Gerichts dÃ¼rfen daher keine Verfahrensnachteile
fÃ¼r die Beteiligten abgeleitet werden (vgl. BVerfG, B.v. 11. November 2001 â�� 2
BvR 1471/01 -, juris, und B.v. 26. Februar 2008Â â�� 1 BvR 2327/07Â â��, NJW
2008, 2167, Rn. 22).

Im vorliegenden Fall sind jedoch gerade auf der Basis der vom Sozialgericht in der
angefochtenen Entscheidung vertretenen Rechtsauffassung rÃ¼ckblickend auch
Fehler des Sozialgerichts zu konstatieren. Auf dieser Basis hat nicht nur die fÃ¼r
den Verband tÃ¤tig gewordene SyndikusrechtsanwÃ¤ltin, sondern auch das
Sozialgericht selbst zunÃ¤chst die gesetzlichen Formvorgaben verkannt. Bei
Eingang der Klage standen dem KlÃ¤ger noch rund drei Wochen fÃ¼r eine
formgerechte Einlegung zur VerfÃ¼gung. Entsprechend dem erlÃ¤uterten
verfassungsrechtlichen Gebot zur RÃ¼cksichtnahme hÃ¤tte das Sozialgericht
gerade auf der Grundlage der nachfolgend in der angefochtenen Entscheidung
vertretenen Rechtsauffassung so zeitnah nach Eingang der Klage auf den
nachfolgend angenommenen Formfehler hinweisen mÃ¼ssen, dass dem
BevollmÃ¤chtigten eine Korrektur noch innerhalb der Klagefrist mÃ¶glich gewesen
wÃ¤re.

Stattdessen hat das Sozialgericht mit der EingangsverfÃ¼gung und seinen
nachfolgenden BemÃ¼hungen zur AufklÃ¤rung des Sachverhalts Ã¼ber einen
Zeitraum von mehr als einem Jahr hinweg den Eindruck vermittelt, dass auch aus
seiner Sicht von einer zulÃ¤ssigen Klageerhebung auszugehen ist. Bei dieser
Ausgangslage eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu verweigern, wÃ¤re
mit dem angesprochenen verfassungsrechtlichen geforderten Fairnessgebot nicht in
Einklang zu bringen. 

Dies gilt umso mehr, als die 41. Kammer des Sozialgerichts nicht nur im
vorliegenden Verfahren, sondern Ã¼ber lange ZeitrÃ¤ume hinweg auch in etlichen
weiteren Verfahren, in denen durch den auch den KlÃ¤ger vertretenden Verband
Klagen schriftlich nach Unterzeichnung durch einen Syndikusrechtsanwalt erhoben
worden sind, keine Bedenken gegen die Formgerechtigkeit der Klageerhebung
aufgezeigt hat. Damit hat es den Verband und dessen Mitarbeiter in der Auffassung
bestÃ¤rkt, dass die gewÃ¤hlte Form der Klageerhebung den gesetzlichen Vorgaben
entsprochen hat. Die angesprochenen Fehler des Gerichts, aus denen nach der
verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung keine Verfahrensnachteile fÃ¼r die
Beteiligten abgeleitet werden dÃ¼rfen, kÃ¶nnen sich nach MaÃ�gabe des
verfassungsrechtlichen Fairnessgebots auch aus einer (im Ergebnis rÃ¼ckblickend
anzunehmenden) sachwidrigen FÃ¼hrung anderer Verfahren mit vergleichbaren
Konstellationen ergeben. 
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Unter diesem Gesichtspunkt vermag der Senat allerdings den maÃ�geblichen
Sachverhalt nicht genau zu Ã¼berblicken, weil seine ihm durch Â§ 103 SGG
auferlegten BemÃ¼hungen zur AufklÃ¤rung des prozessualen Sachverhalts durch
die pflichtwidrige Weigerung der Mitwirkung durch die um Auskunft gebetene
Vorsitzende der betroffenen 41. Kammer des Sozialgerichts behindert worden sind.

Im Streitfall mÃ¼ssen Rechtsmittelgerichte auch die tatsÃ¤chlichen UmstÃ¤nde
aufklÃ¤ren, um in Betracht kommende Verfahrensfehler der Vorinstanz abklÃ¤ren
zu kÃ¶nnen, soweit sich diese nicht bereits nach Aktenlage erschlieÃ�en. Zu diesem
Zweck pflegen Rechtsmittelgerichte insbesondere dienstliche Ã�uÃ�erungen der
betroffenen vorinstanzlichen Richter einzuholen (vgl. etwa BSG, Beschluss vom 11.
Februar 2015Â â�� B 13 R 443/13 BÂ â��, Rn. 5, juris; BSG, Beschluss vom 11.
Februar 2015Â â�� B 13 R 443/13 BÂ â��, Rn. 12, juris; BSG, Urteil vom 28. MÃ¤rz
2000Â â�� B 8 KN 7/99 RÂ SozR 3-1750 Â§Â 295 Nr 1, Rn. 8; BVerwG, Beschluss
vom 15. November 2004Â â�� 7 B 56/04Â â��, Rn. 10, juris; BVerwG, Beschluss
vom 19. Juli 2007Â â�� 5 B 84/06Â â��, Rn. 3, juris).

Bei Bedarf kommt sogar im Ausgangspunkt eine fÃ¶rmliche Beweisaufnahme durch
das Rechtsmittelgericht (ggfs. auch durch das Revisionsgericht) zum
Verfahrensablauf in Betracht, soweit eine solche (anders als im vorliegenden Fall)
neue entscheidungserhebliche Erkenntnisse erwarten lÃ¤sst (vgl Leitherer in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer, aaO, Â§Â 163 RdNr 6 mwN; BSG, Beschluss vom 1.
Oktober 2009Â â�� B 3 P 13/09 BÂ â��, SozR 4-1500 Â§Â 62 Nr 12).

Die Erteilung entsprechender dienstlicher Ã�uÃ�erungen auf Aufforderung des
Rechtsmittelgerichts haben die betroffenen vorinstanzlichen Richter unter
Beachtung der gesetzlichen Vorgaben eigenverantwortlich in richterlicher
UnabhÃ¤ngigkeit vorzunehmen. Selbst nicht ausdrÃ¼cklich vorgeschriebene
richterliche Handlungen gehÃ¶ren zu dem der Dienstaufsicht entzogenen
Kernbereich der Rechtsprechung, sofern sie nur in einem konkreten Verfahren mit
der Aufgabe des Richters, Recht zu finden und den Rechtsfrieden zu sichern, in
Zusammenhang stehen (BGH, U.v. 3. November 2004 â�� RiZ(R) 4/03, NJW-RR
2005, 433, 435 mwN). Dementsprechend ist rechtlich von vornherein unzulÃ¤ssig,
dass auf ein entsprechendes Auskunftsersuchen des Rechtsmittelgerichts an Stelle
des um Auskunft gebetenen Richters eine Stelle der Gerichtsverwaltung sich
Ã¤uÃ�ert oder sich den Vorgang auch nur zu einer â��PrÃ¼fung vorlegenâ��
lÃ¤sst.

Da im vorliegenden Zusammenhang keinerlei Anhaltspunkte fÃ¼r
Auskunftsverweigerungsrechte etwa im Sinne von Zeugnisverweigerungsrechten
vorliegen, korrespondiert mit der Amtsermittlungspflicht des Rechtsmittelgerichts
nach Â§ 103 SGG natÃ¼rlich â�� entsprechend auch Â§ 119 SGG â�� eine
Ã�uÃ�erungspflicht des um Auskunft zu den tatsÃ¤chlichen AblÃ¤ufen ersuchten
erstinstanzlichen Richters. 

Seine richterliche UnabhÃ¤ngigkeit nach Art. 97 Abs. 1 GG wird dadurch nicht
berÃ¼hrt. Eine unzulÃ¤ssige Beeinflussung der richterlichen TÃ¤tigkeit durch die
Exekutive kann mit der Beantwortung des Auskunftsersuchens des Senats schon im
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Ausgangspunkt nicht verbunden sein, weil der Senat seinerseits gar nicht als
Exekutivorgan tÃ¤tig wird und insbesondere in keiner Weise zur AusÃ¼bung der
Dienstaufsicht Ã¼ber die erstinstanzlich tÃ¤tig gewordene Kollegin berufen ist. Der
Senat handelt vielmehr ausschlieÃ�lich in Wahrnehmung seines
Rechtsprechungsauftrages. 

Auch im Ã�brigen ist nichts fÃ¼r eine BeeintrÃ¤chtigung der richterlichen
UnabhÃ¤ngigkeit durch das Ersuchen des Rechtsmittelgerichts nach ErlÃ¤uterung
der tatsÃ¤chlichen VerfahrensablÃ¤ufe ersichtlich. Richter sind unabhÃ¤ngig und
nur dem Gesetz unterworfen (Art.Â 97 Abs.Â 1 GG). Ein Gericht braucht deswegen
bei der Auslegung und Anwendung gesetzlicher Normen der Rechtsauffassung
anderer Gerichte grundsÃ¤tzlich nicht zu folgen (BVerfG, Beschluss vom 8. April
1998Â â�� 1 BvR 1680/93Â â��, BVerfGE 98, 17, Rn. 108). Diese Ausgangslage gilt
unabhÃ¤ngig von einem Auskunftsersuchen des Rechtsmittelgerichts zu den
tatsÃ¤chlichen VerfahrensablÃ¤ufen vor und nach dessen Beantwortung. Die
gesetzlichen Vorgaben des Â§ 159 Abs. 2 SGG sind in den betroffenen
Fallgestaltungen natÃ¼rlich einzuhalten.

Eine konkrete inhaltliche Antwort auf das Auskunftsersuchen hat der Senat
ungeachtet der vorstehend aufgezeigten Rechtslage trotz mehrfacher Aufforderung
von der erstinstanzlich zustÃ¤ndigen Kammervorsitzenden nicht erhalten. Dem
Senat liegen aber weitere Berufungen gegen Entscheidungen der 41. Kammer vor,
in denen bei strukturell vergleichbaren Sachverhalten im Rahmen der
erstinstanzlichen richterlichen VerfahrensfÃ¼hrung zunÃ¤chst keine Bedenken
gegen die Formgerechtigkeit der Klageerhebung geltend gemacht worden sind und
dann erst nach geraumer Zeit im Ergebnis die Klage mangels formgerechter
Einlegung als unzulÃ¤ssig abgewiesen worden ist. Vergleichbar ausgestaltete
Sachverhalte sind auch bei anderen Senaten des Landessozialgerichts anhÃ¤ngig.

Dementsprechend muss der Senat entsprechend auch den Angaben des
bevollmÃ¤chtigten Verbandes davon ausgehen, dass die 41. Kammer des
Sozialgerichts bis Oktober 2023 (und bis Juni 2023 auch die anderen Kammern des
Sozialgerichts) keine rechtlichen Bedenken gegen die schriftsÃ¤tzliche Erhebung
von Klagen durch den bevollmÃ¤chtigten Verband bei Unterzeichnung durch einen
Syndikusrechtsanwalt geÃ¤uÃ�ert hat. Mit einem solchen systematischen
fortgesetzten Vorgehen der Kammer ist im Ergebnis der bevollmÃ¤chtigte Verband
in seiner EinschÃ¤tzung bestÃ¤rkt worden, dass die Vorgaben des Â§ 65d SGG einer
solchen Form der Klageerhebung nicht entgegenstehen. Sollte diese Vorgaben
gleichwohl (entgegen der dargelegten Rechtsauffassung des erkennenden Senates)
einer solchen Klageerhebung entgegenstehen, wÃ¤re dies erst recht durch
(fortgesetzte) Fehler des Sozialgerichts mitbedingt worden, unter
BerÃ¼cksichtigung derer eine Verweigerung einer Wiedereinsetzung in den vorigen
Stand mit dem angesprochenen verfassungsrechtlichen geforderten Fairnessgebot
noch weniger in Einklang zu bringen wÃ¤re.

3. Nach Â§ 159 Abs. 1 Nr. 1 SGG kann das Landessozialgericht durch Urteil die
angefochtene Entscheidung aufheben und die Sache an das Sozialgericht
zurÃ¼ckverweisen, wenn dieses die Klage abgewiesen hat, ohne in der Sache selbst
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zu entscheiden. Diese Voraussetzung ist im vorliegenden Fall gegeben. Das
Sozialgericht hat in dem angefochtenen Gerichtsbescheid die Klage
rechtsirrtÃ¼mlich mangels formgerechter Erhebung als unzulÃ¤ssig abgewiesen
und daher in der Sache das Rentenbegehren gar nicht geprÃ¼ft.

Von dem ihm durch Â§ 159 SGG eingerÃ¤umten Ermessen macht der Senat im
vorliegenden Fall im Sinne der ZurÃ¼ckverweisung Gebrauch. Anderenfalls wÃ¤re
die im Ausgangspunkt vom Gesetz vorgesehene inhaltliche PrÃ¼fung des
Rentenbegehrens in zwei Tatsacheninstanzen nicht gewÃ¤hrleistet. Unter
BerÃ¼cksichtigung der beschleunigten DurchfÃ¼hrung des vorliegenden
Berufungsverfahrens verletzt die ZurÃ¼ckverweisung auch keine schutzwÃ¼rdigen
Interessen des KlÃ¤gers an der GewÃ¤hrung zeitnahen Rechtsschutzes im Sinne
von Art. 19 Abs. 4 GG, zumal ohnehin erst einmal der medizinische Sachverhalt im
Einzelnen weiter aufgeklÃ¤rt werden muss. 

Die Kostenentscheidung bleibt der gerichtlichen Entscheidung im fortzusetzenden
Verfahren vorbehalten (vgl. Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Schmidt,
Sozialgerichtsgesetz, 14. Auflage 2023, Â§ 159 SGG, Rn. 5f).

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§Â 160 Abs. 2 SGG), sind nicht gegeben.

Â 

Erstellt am: 09.08.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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